
F

https://doi.org/10.14361/9783839453810-003 - am 14.02.2026, 13:46:57. https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839453810-003
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


F.1  ↘ Friedensbedrohende Wirkungen der Klimakrise 

F.2  ↘ Friedensverträgliche Gestaltung der Transformation

2020 / Friedens-
politik in Zeiten 
des Klimawandels / 
FOKUS

 
25

https://doi.org/10.14361/9783839453810-003 - am 14.02.2026, 13:46:57. https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839453810-003
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


↓ EMPFEHLUNGEN

1	� Vermeidung des Klimawandels ist Priorität 
vorbeugender Friedenspolitik Die Risiken des 

Klimawandels für Sicherheit und Frieden sind 

nicht abschätzbar, dürften aber mit der Erder-

wärmung wahrscheinlicher und gravierender 

werden. Um sie zu vermindern, ist die rasche und 

drastische Emissionsverminderung dringlich.

2	� Friedenspolitische Vorsorge gegen Klimari-
siken Die deutsche Politik sollte – in Koope-

ration mit der Wissenschaft – die Erfassung, 

Frühwarnung und Analyse friedensrelevanter 

Auswirkungen des Klimawandels ausbauen, lo-

kale Konfliktbeilegung in gefährdeten Regionen 

fördern und Resilienz gegenüber Klimarisiken 

stärken.	

3	� Kooperative Strukturen stärken Die Bun-

desregierung sollte kooperative Initiativen zur 

Bewältigung der Sicherheitsrisiken fördern, 

z. B. bei drohenden Gewaltkonflikten zwischen 

Pastoralisten und Ackerbauern oder dem Streit 

um Wasserressourcen. 

4	� Moratorium für riskante Geoenginee-
ring-Technologien Aufgrund immenser 

Risiken sollte Deutschland auf Forschung 

zur Manipulation der Sonneneinstrahlung 

verzichten und sich international für ein 

Moratorium einsetzen. Andere Geoenginee-

ring-Technologien sollten differenziert nach 

zwei normativen Kriterien – Vorsorgeprinzip 

und “do-no-harm” – bewertet werden. 

5	� Geoengineering-Debatte europäisch füh-
ren Die Bundesregierung sollte sich für eine 

gemeinsame europäische Position zu Geoen-

gineering einsetzen. Eine Task-Force Geoen-

gineering im Joint Research Center der Euro-

päischen Union könnte präventiv Methoden 

zur Kontrolle und Umsetzung zukünftiger 

internationaler Abkommen entwickeln.

6	� Praktische Vorhaben an der Schnittstelle 
von Klima-, Entwicklungs- und Friedenspo-
litik initiieren Die Verschränkung dieser drei 

Felder hat das Potenzial, nachhaltiger Entwick-

lung und Friedensförderung wichtige Impulse 

zu geben.

7	� Das Wissen über Strategien für Klimasi-
cherheit international und lokal stärken Die 

Bundesregierung sollte ihre Mitgliedschaft 

im VN-Sicherheitsrat nutzen, um Wissensbe-

stände in den VN zu sichern und neue aufzu-

bauen. In Zusammenarbeit mit Betroffenen in 

klimafragilen Regionen sollten bessere Stra-

tegien erarbeitet werden, um Gefahren für die 

menschliche Sicherheit einzugrenzen.

8	� Klimarisiken für Frieden und Sicherheit in 
besonders klimafragilen Regionen verstärkt 
thematisieren Deutschland sollte über den 

VN-Sicherheitsrat hinaus formelle und infor-

melle Diplomatie insbesondere im Rahmen von 

G7 und G20 nutzen, um die friedenspolitische 

Bedeutung des Klimawandels zu untermauern.
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F.1  ↙ Friedensbedrohende Wirkungen der Klimakrise

Die Wahrnehmung der Klimaveränderungen als „Krise“ hat sich im Jahr 2019 ver-

dichtet. Ein sichtbares Zeichen, mit politischer Symbolkraft auch für die globale 

Klimapolitik, setzte das europäische Parlament, als es im November den „Klimanot-

stand“ erklärte. Einen wichtigen Beitrag zur Krisenwahrnehmung leisteten auch 

zivilgesellschaftliche Akteure wie die Fridays-for-Future-Bewegung. Sie verstärkten 

die Aufmerksamkeit für das Thema durch ihren Protest und im Rahmen internatio

naler Foren wie dem Climate Youth Summit der Vereinten Nationen (VN) im Sep-

tember 2019, aber auch im Weltwirtschaftsforum in Davos zu Beginn dieses Jahres. 

Der anhaltende Protest speist sich nicht zuletzt aus der Enttäuschung über politische 

Initiativen, die den wissenschaftlichen Befunden zur Klimaveränderung nicht zu ent-

sprechen scheinen. Kritik ernteten sowohl das Bundes-Klimaschutzgesetz (Dez. 2019) 

als auch die weiterhin als unzureichend erachteten Schritte in der Implementierung 

des Pariser-Klimaabkommens von 2015 im Rahmen der 25th Conference of the Parties 

(Dez. 2019).

FOKUS / 
Friedenspolitik in Zeiten

des Klimawandels / 

Der Klimawandel beeinträchtigt in vielen Regionen die Lebensbedingungen, 

steigert das Konfliktrisiko und erschwert nachhaltige Friedenssicherung. 

Seine Bedeutung für Gewaltkonflikte ist aber bisher eher gering. Multilate-

rale politische Instrumente sollten Sicherheitsrisiken frühzeitig erkennen 

helfen und kooperative Wege der Friedensbildung stärken. Im Vordergrund 

muss eine konfliktsensitive zivile Klimapolitik stehen, die auf zwei Säulen 

ruht: Emissionsvermeidung und Klimaanpassung.
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Die Folgen des Klimawandels für Konflikte, Sicherheit, Krieg und Frieden sind kom-

plex und widersprüchlich. Zum einen gefährdet der Klimawandel Menschen und 

Gesellschaften in vielen Teilen der Erde, was als Bedrohung von Sicherheit und Frie-

den interpretiert werden kann, verbunden mit Spannungen in und zwischen Staaten. 

Zum anderen müssen Umweltveränderungen aufgrund des Klimawandels nicht 

notwendig friedliches menschliches Zusammenleben erschweren und die gesell-

schaftliche Stabilität untergraben. Im Gegenteil können die Herausforderungen des 

Klimawandels Anstöße für Zusammenarbeit und kooperative Strukturen geben, 

um massive Folgen des Klimawandels zu vermeiden und Klimakrisen zu bewälti-

gen. Insbesondere die lokalen Folgen in Regionen, die besonders vom Klimawandel 

betroffen sind, müssen bewältigt werden. Allgemein gilt: Kooperation, lokal wie 

national und international, ist eine Voraussetzung für die Begrenzung des Klima-

wandels, während Konflikte das Ausmaß der Klimakrise verschärfen.

Vereinfachende Annahmen und einseitige Wahrnehmungen, dass der Klimawandel 

notwendig zu mehr Gewalt und Krieg führe, sind nicht haltbar. Sie befördern die Ge-

fahr einer Versicherheitlichung und Militarisierung nicht nur der Klimapolitik, son-

dern auch benachbarter Politikfelder. Dies ist aktuell für Europa vor allem ablesbar an 

der Migrationspolitik, die auch mit der wissenschaftlich nicht belegbaren Furcht vor 

Massen von „Klimaflüchtlingen“ aus Afrika und Nahost begründet wird und Abschot-

tungstendenzen erhöht (→ Boas et al. 2019). 

Traditionelle sicherheitspolitische Instrumente, insbesondere Rüstung und Militär, 

sind für die Bewältigung der Klimakrise ungeeignet, belasten die Umwelt und stehen 

einer friedlichen Konfliktlösung im Weg. Gefordert sind Politiken und Instrumente, 

mit denen eine kooperative Bewältigung des Klimaproblems und eine nachhaltige 

Friedenssicherung erfolgen kann. Dafür ist es notwendig, die jeweiligen Kontextbedin-

gungen für den Einfluss der globalen Erwärmung auf Konfliktpotenziale zu analysie-

ren und mögliche Synergien verschiedener Politikfelder zu nutzen. Prävention ist nötig 

und möglich, weil Klimarisiken oftmals indirekt und über längere Kausalketten auf 

Frieden und Sicherheit einwirken. Dies erfordert eine differenzierte und der Komplexi-

tät angemessene Behandlung des Klimawandels als Klimafriedenspolitik.

KLIMAWANDEL ALS SICHERHEITSRISIKO?

Die Folgen des Klimawandels sind noch nicht umfassend absehbar. Zu unsicher ist, 

wie weit die globale Erwärmung gehen wird und welche Anpassungsmaßnahmen 

vorgenommen werden. Alles deutet darauf hin, dass ohne tiefe Einschnitte bei den 

Treibhausgasemissionen die Folgen gravierend sein werden. Denn schon der aktuelle 

Anstieg der globalen Mitteltemperatur um ca. 1° Celsius (im Vergleich zum Referenz-

zeitraum 1850 bis 1900) (→ IPCC 2018) hat erhebliche Auswirkungen in zahlreichen 

Regionen. Grundsätzlich lassen sich zwei Formen unmittelbarer Folgen des Klima-

wandels unterscheiden: langfristige Veränderungen von Temperatur, Niederschlag und 

Traditionelle sicher

heitspolitische 

Instrumente sind für 

die Bewältigung der 

Klimakrise ungeeignet
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Meeresspiegel einerseits und mehr Extremwetterereignisse wie Dürren, Überschwem-

mungen, Erdrutsche, Stürme und Hitzewellen andererseits. Beide Formen haben Aus-

wirkungen auf die natürliche Umwelt. Ozeane erwärmen sich, Gletscher und Eisschilde 

schmelzen, fragile Ökosysteme wie etwa Korallenriffe werden zerstört und Tier- und 

Pflanzenarten sterben aus.

Für Fragen von Frieden, Krieg und Sicherheit sind Veränderungen in der Verfügung 

über natürliche Ressourcen von besonderer Bedeutung. Das betrifft die absolute Verfüg-

barkeit etwa von Energie, Wasser oder Land zur Nahrungsmittelproduktion ebenso wie 

deren Verteilung zwischen verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen. Mit Klimawan-

del verbundene Krisen durch Trinkwasserprobleme, Bodendegradation, steigende 

Preise für Nahrungsmittel, Beeinträchtigung von Biodiversität sowie mehr wetterbe-

dingte Katastrophen beeinträchtigen schon heute die Lebensgrundlagen von Millio-

nen von Menschen und das Funktionieren kritischer Infrastrukturen und Versor-

gungsnetze (→ IPCC 2018). Jede weitere Temperaturerhöhung wird Leib und Leben 

weiterer großer Gruppen von Menschen schädigen, zu Armut, Hunger und Krankheit 

beitragen, menschliche Sicherheit und politische Stabilität untergraben. Neben Ver

lierern gibt es allerdings auch mögliche Gewinner, vor allem in kühlen Weltregionen.

Während gravierende Auswirkungen des globalen Klimawandels auf menschliche 

Sicherheit absehbar sind, gilt dies für die nationale oder internationale Sicherheit nur 

bedingt. Ein kausaler Beitrag des bisherigen Klimawandels zum Gewaltgeschehen in 

der Welt ist in der Wissenschaft umstritten. Einige Hinweise gibt es für kommunale 

Gewaltkonflikte, etwa zwischen Bauern und Nomaden, für klimarelevante Wetter-

phänomene wie Dürren und für bestimmte regionale Brennpunkte, insbesondere in 

Afrika südlich der Sahara (→ Brzoska 2018, Ide 2019, Scheffran 2020).

Ähnliches gilt für die klimabedingte Migration. Viele Menschen wurden durch die 

wachsende Zahl von wetterbedingten Katastrophen vertrieben oder wandern auf-

grund schleichender Klimawandelfolgen, etwa zwischen Stadt und Land. Die meisten 

bleiben in der Nähe ihrer Herkunftsregion, um möglichst bald wieder zurückzukeh-

ren. Der Umfang internationaler Migration, der dem Klimawandel zugeschrieben 

werden kann, ist eher gering (→ Klepp 2017).

Die bisherigen Auswirkungen des Klimawandels auf Frieden, Krieg und Sicherheit sind 

aber möglicherweise nicht identisch mit den zukünftigen – selbst wenn das während der 

Staatenkonferenz der Klimarahmenkonvention in Paris im Dezember 2015 vereinbarte 

Ziel von 1,5° Celsius Erderwärmung eingehalten würde. Wird es verfehlt, was immer wahr

scheinlicher wird, würde ein Klimawandel gefährlichen Ausmaßes wahrscheinlicher, 

verbunden mit Wetterextremen, Wasser- und Nahrungsmittelproblemen, bis hin zu mög-

lichen Gewaltkonflikten und Vertreibungen. Bei Überschreiten von kritischen Tempera-

turschwellen, die bislang noch unbekannt sind, besteht die Gefahr von Verstärkereffekten 

und Kipppunkten im Klimasystem, die das Erdsystem destabilisieren (→ IPCC 2018).

Ein kausaler Beitrag 

des bisherigen Klima-

wandels zum Gewalt-

geschehen in der Welt 

ist umstritten
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KLIMAKRISE UND BEWAFFNETE KONFLIKTE

Nicht zuletzt durch die Verleihung des Friedensnobelpreises an den Weltklimarat und 

Al Gore im Jahre 2007 haben die Friedensgefährdungen des Klimawandels breite öf-

fentliche Beachtung gefunden. Auch die Forschung hat sich deutlich intensiviert. Aller-

dings streuen die Ergebnisse sehr. Besonders prägnant ist dies für interne bewaffnete 

Konflikte, an denen staatliche und nichtstaatliche bewaffnete Einheiten beteiligt sind. 

Studien, die einen starken Zusammenhang zwischen Indikatoren des Klimawandels 

wie Temperaturanstieg und Niederschlagsvariabilität konstatieren, stehen solchen 

gegenüber, die keinen Einfluss auf das Gewaltgeschehen feststellen können. Dabei un-

terscheiden sich quantitative nicht wesentlich von qualitativen Untersuchungen; beide 

finden Belege für oder gegen signifikante kausale Zusammenhänge zwischen Klima-

wandel und bewaffneten Konflikten.

Eine aktuelle Studie der Stanford-Universität bringt die verschiedenen Positionen 

zusammen (→ Mach et al. 2019). In einer Liste der wichtigsten Faktoren, die für das 

bisherige weltweite Konfliktgeschehen relevant sind, wird der Klimawandel als deut-

lich weniger bedeutsam eingeordnet als ein geringes Entwicklungsniveau, schwache 

F
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1 Vergleichende Bedeutung von Klimawandel für bisherige bewaffnete Konflikte Quelle → F /43
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Staatlichkeit oder gesellschaftliche Ungleichheit. Allerdings gilt der Klimawandel als 

Konfl iktfaktor mit der höchsten Unsicherheit → 1 /30. Das macht Voraussagen über 

die zukünftige Bedeutung des Klimawandels für das Kriegsgeschehen einerseits sehr 

schwierig, deutet andererseits aber auch auf die großen Risiken hin.

Unbestritten ist der Klimawandel schon heute ein Stressfaktor und Risikomultiplika-

tor in bestehenden konfl iktträchtigen Situationen. Die Klimafolgen erhöhen vor allem 

dort das Risiko bewaff neter Konfl ikte, wo es aufgrund eines geringen Pro-Kopf-Ein-

kommens, starker Ungleichheit, ethnischer Polarisierung, politischer Exklusion, 

F
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2 Globale Hotspots der Sicherheitsrisiken des Klimawandels Quelle →	F /43
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staatlicher Fragilität, früherer bewaffneter Konflikte und mangelnder Institutionen der 

Konfliktlösung bereits eine hohe Konfliktwahrscheinlichkeit gibt (→ Scheffran 2020). 

Dies gilt besonders bei einer gravierenden Beeinträchtigung menschlicher Lebensbe-

dingungen, etwa in Regionen mit einer hohen Abhängigkeit von landwirtschaftlicher 

Produktion, in fragilen und fragmentierten Staaten oder für kommunale Gewaltkon-

flikte. Durch diese Zusammenhänge sind die Friedensgefährdungen des Klimawandels 

regional sehr ungleich verteilt. Besonders betroffen sind einige Regionen in Afrika und 

Südasien → 2 /31.

Ein prägnantes Beispiel ist die kontroverse Diskussion um die Bedeutung des Klima-

wandels für den Krieg in Syrien, der 2011 im Gefolge des Arabischen Frühlings be-

gann. Einige Autoren stellten einen direkten Zusammenhang zwischen einer ab 2007 

herrschenden Dürre und dem Ausbruch des Krieges her (→ etwa Gleick 2014). Kriti-

ker wiesen darauf hin, dass wesentliche Elemente der behaupteten Kausalkette nicht 

plausibel seien: Weder war die Migration aus den von der Dürre betroffenen Gebieten 

ungewöhnlich umfangreich, noch hatte die Opposition gegen das Assad-Regime das 

Thema aufgenommen (Selby et al. 2017). Der Klimawandel war zwar eine der Hinter-

grundbedingungen, die zur politischen Zuspitzung in Syrien beigetragen haben, aber 

nicht Auslöser oder dominanter Faktor des Übergangs zum Gewaltkonflikt (→ Ide 2018).
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7 Freiwilliger Zusammenschluss von Staaten

3 Wasser: Konflikt und Kooperation Quelle → F /43
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Der Zusammenhang zwischen Klimawandel und bewaffneten Konflikten ist also 

weder deterministisch noch statistisch leicht nachweisbar. Klimawandel erhöht in 

bestimmten Konstellationen das Risiko für bewaffnete Konflikte, aber es liegt auch 

dort bei den Beteiligten, ob ein bewaffneter Konflikt eskaliert oder ob kooperative Re-

aktionen angestoßen werden. Konflikte über grenzüberschreitende Wasserressourcen 

könnten beispielsweise vermieden werden, indem die Anrainer zusammenarbeiten 

und Verträge abschließen. In der jüngeren Vergangenheit hat die Anzahl und Intensi-

tät kooperativer Aktionen in der grenzüberschreitenden Wassernutzung konfliktive 

Aktionen deutlich übertroffen → 3 /32. Wo Wasser allerdings als ersatzlose Ressource 

gilt, ist der Konflikt über dessen Nutzung ein mögliches Bindeglied zwischen Klima-

wandel und bewaffneten Konflikten. Wasser wird so als Ziel und Waffe von politi-

schen Akteuren genutzt, etwa im Krieg in Syrien (→ Gleick 2019).

KOMPLEXE KRISENKONSTELLATIONEN UND MENSCHLICHE SICHERHEIT

Konflikte sind durch vielfältige Faktoren und Mechanismen mit dem Klimawandel 

verbunden, die über Ländergrenzen hinausgehen. 

So kann der Klimawandel die Nahrungsmittelversorgung beeinträchtigen, indem er 

die Produktivität von Böden, Ackerland, Getreide, Viehhaltung und Fischerei verrin-

gert und zu Ernteverlusten führt. Das treibt die Lebensmittelpreise nach oben und 

erhöht die Anfälligkeit für Konflikte. Dies gefährdet die Ernährungssicherheit und den 

Lebensunterhalt für Hunderte von Millionen Menschen (→ IPCC 2019). In Ländern, 

die stark von der Landwirtschaft oder von Lebensmittelimporten abhängen, können 

plötzliche Preisschwankungen als wirtschaftliche und politische Schocks wirken, 

die zu Brotprotesten, Hungerrevolten und Gewalt führen. So hat die Erhöhung der 

Nahrungsmittelpreise im Gefolge der Dürren in Russland, China und anderen Ländern 

im Sommer 2010 zu steigenden Preisen von Grundnahrungsmitteln auf globalisierten 

Märkten beigetragen, die ihrerseits ein Auslöser für Aufstände in einer Reihe von 

Staaten im Nahen und Mittleren Osten waren (→ Werrell/Femia 2013).

Dürren, Waldbrände, Stürme und Fluten schädigen unmittelbar die Landwirtschaft 

und die Lebensgrundlagen vieler Menschen. In Bangladesch (Flut), China (Flut), 

Indien (mehrfach, Flut und tropischer Sturm), Iran (Flut), Mosambik (Tropensturm), 

Somalia (Dürre), Tansania (Tropensturm) und Zimbabwe (Dürre) waren 2019 jeweils 

mehr als eine Million Menschen von wetterbedingten Katastrophen betroffen (siehe 

EM-Dat International Disaster Database). Die weltweiten Schäden durch Naturkatas-

trophen lagen nach Angaben der Münchner Rückversicherung 2019 bei etwa 150 Mrd. 

US-$. In einigen Fällen führte die Reaktion auf Naturkatastrophen zu Gewaltereignis-

sen, in anderen zum Konfliktabbau durch gemeinsame Problembearbeitung (→ Brzos-

ka 2018, Scheffran 2020).
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Flucht und Vertreibung gehören zu den gravierendsten Folgen von Naturkatastrophen. 

Pro Jahr werden ca. 20 Mio. Menschen durch wetterbedingte Katastrophen neu ver-

trieben → 4 /34. Da nicht alle Flüchtlinge kurzfristig in ihre Herkunftsgebiete zurück-

kehren können oder wollen, steigt die Zahl der Katastrophenflüchtlinge tendenziell an 

(wofür aber keine soliden Schätzungen vorliegen). Die Zahlen in Schaubild → 4 /34 zei-

gen aber auch, dass verbesserte Katastrophenvorsorge und -hilfe in den letzten Jahren 

dazu beigetragen haben, die Anzahl der Neuvertriebenen leicht zu verringern.

Klimafolgen und Gewaltkonflikte können sich gegenseitig verstärken. So kann der 

Klimawandel Gesellschaften anfälliger für Gewalt machen, wodurch diese wiederum 

anfälliger für Klimafolgen werden. Es wird zunehmend schwieriger, einem solchen 

negativen Nexus und den damit verbundenen Abwärtsspiralen und Kaskaden zu 

entkommen, in dem wirtschaftlicher Niedergang, soziale Erosion, Gewalt und politi-

sches Versagen sich aufschaukeln. Ein Beispiel ist die multiple Krise am Tschadsee, 

in der Ernährungsunsicherheit, soziale Probleme, Vertreibung und Gewaltkonflikte 

verbunden sind, was eine Rekrutierung von Kämpfern durch Boko Haram erleichter-

te (→ Vivekananda et al. 2019). Auch am Horn von Afrika, in Süd- und Südostasien, in 

der Arktis und in weiteren Regionen ist der Klimawandel Teil komplexer Krisenkons-

tellationen → 2 /31.

Der Fokus auf bewaffnete Konflikte verengt den Blick auf die Folgen der Klimakrise. 

Betroffen sind auch andere Dimensionen von „Unfriedlichkeit“ (Global Peace Index) 

wie Gewaltkriminalität oder staatliche Repression, die im Global Peace Index ent-

halten sind. Wie für bewaffnete Konflikte gilt auch hier, dass die Wirkungen komplex 

sind. Ein Beispiel ist die Entwicklung des Global Peace Index nach wetterbedingten 
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Katastrophen. Für Afrika zeigen die Daten eine schwache negative Korrelation zwi-

schen dem Ausmaß von Katastrophen und der Friedfertigkeit betroffener Staaten, 

wobei die Kausalität in beide Richtungen gehen kann: Klimawandel kann Friedfertig-

keit untergraben und geringe Friedfertigkeit die Schadenswirkung von Klimawandel 

erhöhen. Für andere Regionen lässt sich hingegen kein statistischer Zusammenhang 

feststellen.

Bislang noch wenig berücksichtigt werden die gesellschaftlichen und geopolitischen 

Konfliktpotenziale durch energie- und klimapolitische Transformationsprozesse 

(→  Scheffran/Cannaday 2013). Hierzu gehören Widerstände gegen erneuerbare Ener-

gieprojekte und Anpassungsmaßnahmen (Bioenergie, Staudämme, Windkraftanlagen, 

Aufforstung, Deiche) und damit verbundene Ressourcen- und Landnutzungskonflikte.

F.2  ↘ Friedensverträgliche Gestaltung der Transformation

U m die Klimakrise zu bewältigen, ringen Verantwortliche auf vielen politischen  

 Ebenen darum, wie die Treibhausgasemissionen verringert werden können und 

auf welche Weise sich Gesellschaften an unvermeidliche Klimaänderungen anpassen 

können/müssen. Diese Maßnahmen stellen Gesellschaften weltweit vor große Heraus-

forderungen. Jedoch sind nicht alle Menschen und Regionen in gleicher Weise von 

den Folgen der Klimaveränderungen betroffen. Die notwendige gesellschaftliche 

Transformation muss daher politisch und sozial gerecht gestaltet werden und Unter-

schiede zwischen den Verursachern und den Geschädigten der Klimaveränderungen 

in unterschiedlichen Weltregionen berücksichtigen.

Die anstehende Transformation birgt unterschiedliche friedenspolitische Herausfor-

derungen. Versuche, die Auswirkungen hoher Konzentrationen von Treibhausgasen in 

der Atmosphäre technologisch, etwa durch Geoengineering, zu mindern, können zu 

gesellschaftlichen Konflikten und sicherheitspolitischen Herausforderungen füh-

ren. Konfliktverschärfende Effekte von Klimamaßnahmen können auch in der Ent-

wicklungszusammenarbeit auftreten. Diese Herausforderungen müssen durch zivile 

politische Maßnahmen eingehegt werden. Im Vordergrund steht hier das Primat einer 

zivilen Klimapolitik aus Emissionsvermeidung und Klimaanpassung, die konfliktsen-

sitiv durchgeführt wird, um Widerstände zu vermeiden. Vorbeugende diplomatische 

Maßnahmen der Krisenprävention sind Mittel der Wahl, während mögliche militäri-

sche Maßnahmen die Klimakrise eher verschärfen.

Erst in Ansätzen ist verstanden, wie Synergien von Nachhaltigkeit und Friedenssi-

cherung sich in einem positiven Nexus gegenseitig verstärken können. Zum Ausdruck 

kommt dies in Konzepten des environmental peacebuilding oder des nachhaltigen 

Friedens (→ Ide 2018). Ziel muss es sein, Umwelt-, Entwicklungs- und Friedenspolitik 

kohärenter umzusetzen.
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TECHNOLOGISCHE LÖSUNGEN FÜR DIE KLIMAKRISE?

Angesichts steigender globaler Temperaturen und Treibhausgasemissionen werden 

Forderungen nach technischen Lösungen des Klimawandels lauter. Unter dem Begriff 

Geoengineering werden bewusste, großtechnische Eingriffe in das Klimasystem 

diskutiert → 5 /37. Anders als erneuerbare Energien setzen solche Technologien nicht 

an den Ursachen von Treibhausgasemissionen an, sondern versuchen, den globalen 

Effekt dieser Emissionen technisch einzuhegen. Kritiker sehen deshalb bereits in der 

Erforschung solcher Technologien eine Abkehr von politischen Bemühungen, durch 

die Reduktion von Treibhausgasen den Klimawandel auf ein verträgliches Maß zu 

begrenzen. Andere verweisen auf potenzielle Nebenwirkungen technischer Eingriffe 

in das Klimasystem – etwa die ungewollte Veränderung von Niederschlagsmustern in 

bestimmten Weltregionen – und damit verbundene Sicherheitsrisiken. Zudem seien 

Geoengineering-Technologien ähnlich verwundbar wie andere kritische Infrastruktu-

ren und mithin ein potenzielles Ziel für Terroranschläge oder Angriffe in kriegerischen 

Konflikten.

Auch aufgrund solcher Risiken spielt Geoengineering in der offiziellen Klimapolitik 

bislang eine untergeordnete Rolle. Dennoch gibt es erste Anzeichen für einen politi-

schen Stimmungswandel, der den Einsatz von Risikotechnologien zur Abmilderung 

des Klimawandels wahrscheinlicher macht. So fördern einige Staaten unilaterale 

Geoengineering-Forschung. Australien investiert etwa in die Erforschung marinen 

Geoengineerings zum Schutz des Great Barrier Reefs. Der US-amerikanische Kon-

gress stellte der Nationalen Ozean- und Atmosphärenbehörde (NOAA) im Dezember 

2019 vier Mio. US-$ unter anderem für die Erforschung von SRM zur Verfügung. Da

rüber hinaus argumentieren Forscher, dass man, sollte die internationale Klimapolitik 

scheitern, verpflichtet sei, bereits jetzt Alternativen und Ergänzungen zu erforschen. 

Sie erhoffen sich dafür stabile rechtliche Rahmenbedingungen.

Eine zentrale Herausforderung ist, dass Geoengineering bisher kaum international 

reguliert ist. Nur die sogenannte „Meeresdüngung“, bei der eine Schwefelverbindung 

Algenblüten in den Ozeanen anregen und dadurch deren CO2-Absorption erhöhen 

soll, ist im Rahmen internationalen Rechts verboten. Darüber hinaus ist Geoengineer

ing lediglich durch einige Beschlüsse der Unterzeichnerstaaten der Übereinkunft zur 

Erhaltung der biologischen Vielfalt (Biodiversitätskonvention) begrenzt, die allerdings 

rechtlich nicht verbindlich sind.

Die internationale Regulierung von Geoengineering gestaltet sich jedoch schwierig. 

Zuletzt scheiterte eine von einer Schweizer Delegation angeführte Initiative im Früh-

jahr 2019 damit, das Umweltprogramm der VN zu verpflichten, ein umfassendes Gut-

achten über Geoengineering und Möglichkeiten der Regulierung zu erstellen. Abge-

lehnt wurde die Initiative unter anderem von Staaten wie Saudi-Arabien und den USA. 
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Kritisiert wurde sie auch von NGOs, die stattdessen ein Verbot von Geoengineering 

forderten. Beobachter bemängelten außerdem, dass in dem Resolutionsentwurf SRM- 

und Carbon Capture and Storage-Technologien gemeinsam thematisiert wurden.

Aus friedenspolitischer Perspektive sind großtechnische Lösungen der Klimakrise 

problematisch, denn sie erfordern eine starke Zentralisierung von Expertise und 

Entscheidungsgewalt. Die bisherige Debatte über Geoengineering weist deutliche 

demokratische Defi zite auf, da diese vornehmlich in Expertenzirkeln ohne politi-

sches Mandat und mit starken Zugangshürden geführt wird. Dass die Öff entlichkeit 

stärker in diese Debatten einbezogen werden muss, zeigten etwa die heftigen Bürger-

proteste gegen die Pläne des Energieversorgers RWE für eine Pilotanlage zur 

CO2-Abscheidung und Speicherung in Schleswig-Holstein zwischen 2006 und 2010. 

Darüber hinaus reduzieren rein technische Lösungen des Klimawandels diesen auf 

seine physikalische Dimension und blenden dadurch soziale und politische Fragen 

aus. Ein Beispiel dafür sind großfl ächige Auff orstungsprogramme, die mit Praktiken 

der Landnahme, Umsiedlungen und der Zerstörung bestehender Ökosysteme einher-

gehen können. Eine nachhaltige Friedenspolitik muss diese soziale und politische 

Dimension des Klimawandels stets mitdenken und dafür Sorge tragen, dass klimapoli-

tische Maßnahmen sich nicht negativ auf lokale Friedensordnungen auswirken.

ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT IM SCHNITTFELD VON KLIMA- 
UND FRIEDENSPOLITIK

Der global ungleiche Ausstoß von CO2 zwischen Industrieländern und Ländern des 

Südens macht Entwicklungszusammenarbeit zu einem wichtigen Feld der Klimapo-

litik. Soziale und wirtschaftliche Auswirkungen des Klimawandels sind vor allem 

in Regionen des Globalen Südens zu erwarten. Darum verändert sich die inhaltliche 

Schwerpunktsetzung der Entwicklungspolitik.
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Zentrale Minderungsansätze im Gefolge der Klimarahmenkonvention der Vereinten 

Nationen (UNFCCC) – der Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung, die 

Verringerung der Emissionen aus Entwaldung und Degradierung (REDD+) und der 

Grüne Klimafonds (GCF – Green Climate Fund) – weisen jedoch deutliche Schwächen 

bei der Abstimmung von Klimaschutz, nachhaltiger Entwicklung und Friedensförde-

rung auf. So liefern GCF-Ansätze in der Regel keine Anreize und Vorgaben, um positive 

Effekte für nachhaltige Entwicklung oder für Friedensförderung zu erzeugen bzw. 

negative Auswirkungen zu verhindern. Zudem konnte aufgrund nationaler Interessen 

bislang keine globale Regelung eines CO2-Emissionshandels (Pariser Abkommen, Art. 6) 

in Kraft treten. Gleichzeitig entdecken Industriestaaten zunehmend die Entwicklungs-

zusammenarbeit als Hebel, um Staaten des Südens zur Minderung des Ausstoßes von 

Treibhausgasen zu konditionieren und sich damit selber von Verpflichtungen zu Redu-

zierungen „freizukaufen“. So ist der Trend zu beobachten, dass Geberländer viele ihrer 

Entwicklungsprogramme und -projekte als „Klimamaßnahmen“ umdeklarieren, die 

unter dem „Clean-Development-Mechanism“ als nationaler Beitrag zur Minderung von 

Treibhausgasen anrechenbar sind (→ Atkins 2018). In der Praxis bedeutet dies, größere 

Schutzgebiete auszuweisen und fruchtbare Böden umzunutzen für den exportorientier-

ten Anbau erneuerbarer Energieträger in Entwicklungs- und Schwellenländern (z.B. in 

Kenia, Mosambik). Jedoch wirken solche Klimaschutzprojekte oft eher konfliktver-

schärfend, wenn die Marginalisierung von Kleinbauern verstärkt wird, soziale Un-

gleichheiten zunehmen oder es zu Zwangsumsiedlungen kommt. Hierdurch kann es 

auch zu einem „Bumerang-Effekt“1 kommen, indem die unerwarteten und unbeabsich-

tigten Folgen solcher Klimaprojekte sich nicht nur für das betroffene Land, sondern 

auch für die Geber negativ auswirken (→ Swatuk et al. 2020).

Besonders problematisch ist die Umsetzung von Klimapolitik in fragilen Staaten und 

Nachkriegsgesellschaften. Zum einen wird die Erreichung von Klimazielen – d.h. von 

Maßnahmen, den Klimawandel zu begrenzen und Gesellschaften an seine Folgen 

anzupassen – in der Regel als nachrangig erachtet, da die permanente Gefahr eines 

Abgleitens in einen (Bürger-)Krieg die Politik bestimmt. Zum anderen stehen die in der 

Regel schwachen Governance-Strukturen in fragilen Staaten einer effizienten Kli-

mapolitik im Wege (→ Ide 2020). Nur wenn Gewaltkonflikte überwunden und effek-

tive Governance-Strukturen geschaffen werden, können diese Länder überhaupt für 

die Klimaproblematik sensibilisiert werden. Erst dann sind sie in der Lage, bestimmte 

Klimaziele zu erreichen und die Risiken des Klimawandels effektiv zu vermindern.

Zugleich sind es genau diese fragilen Staaten (u.a. Sahelregion, Horn von Afrika, Afgha-

nistan), die am stärksten unter dem Klimawandel leiden werden und daher vor dem 

größten Anpassungsdruck stehen. Auswirkungen des Klimawandels beeinträchtigen die 

Effektivität friedenserhaltender und -stiftender Maßnahmen (→ Krampe 2019). Frie-

densbemühungen müssen daher klimasensitiver werden, wenn sie Nachhaltigkeit 

entfalten sollen. Genau an dieser Schnittstelle gewinnt die ökologische Friedensförde-

rung2 als Feld der Entwicklungspraxis zunehmend an Bedeutung. Sie verbindet den 

Manche Klimaschutz-

projekte wirken eher 

konfliktverschärfend
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Schutz lokaler Ökosysteme mit nachhaltiger Entwicklung und der Überwindung be-

waffneter Gewalt. Ein Beispiel dafür ist das Friedensabkommen zwischen der Regierung 

Kolumbiens und der FARC. Neben „klassischen“ Regelungen zur Kompensation Kon-

fliktbetroffener und Wiedereingliederung demobilisierter Kämpfer sind darin Abspra-

chen zu integrierter ländlicher Entwicklung enthalten, einschließlich der Umnutzung 

vormals für illegalen Drogenanbau genutzter Flächen. Das trägt dazu bei, die Lebensbe-

dingungen der ländlichen Bevölkerung zu verbessern, die negativen Auswirkungen des 

langjährigen Konflikts umzukehren und die Bedingungen nachhaltig zu ändern, die die 

Fortsetzung des Konflikts erst ermöglicht haben (→ Valenzuela & Caicedo 2018). Aller-

dings gibt es auch viele Beispiele, die aufzeigen, dass ökologische Friedensförderung 

weitreichende nicht-intendierte Folgen (u.a. Entpolitisierung, Vertreibung, Diskriminie-

rung, Konfliktverschärfung) haben kann (→ Ide 2020). Ein Beispiel stellen Natur-

schutzgebiete in Nordkenia dar. Obgleich diese unter Berücksichtigung des Prinzips 

der ökologischen Friedensförderung entstanden, bedingte die Einschränkung von 

Weideflächen die sprunghafte Zunahme von Konflikten und Gewalt unter Hirten und 

Viehhaltern (Pastoralisten) (→ Müller-Koné et al. 2020). Aktivitäten der Klimavorsorge 

und -anpassung drohen daher, bestehende Ungleichheiten zu verstärken und das Auf

brechen von Gewaltkonflikten wahrscheinlicher zu machen (→ Mirumachi et al. 2019).

KLIMASICHERHEITSPOLITIK IM GLOBALEN VN-RAHMEN

Das Bewusstsein für die friedenspolitischen Herausforderungen des Klimawandels ist 

sowohl in den VN als auch in der EU vorhanden und zunehmend weniger umstritten. 

Bislang ist dies aber nicht mit der Herausbildung globaler Institutionen einer auf das 

Klima fokussierten Friedenspolitik verbunden. In zentralen Initiativen der globalen 

Klimapolitik – neben dem Pariser Klimaabkommen sind dies die Ziele der VN für nach-

haltige Entwicklung und der Sendai Rahmenplan für Katastrophenrisikominderung – 

werden Klimaveränderungen kaum mit Risiken für Frieden und Sicherheit verknüpft.

Der Sicherheitsrat widmet sich seit 2007 dem Einfluss des Klimas auf die internatio-

nale Sicherheit. Auf die Initiative Deutschlands hin folgte im Jahr 2011 eine präsiden-

tielle Erklärung des Rats, die die Klimaveränderungen als bedrohlich für den interna-

tionalen Frieden markierte. Aber erst seit der Verabschiedung der Resolution 2349 zur 

Situation der Region am Tschadsee von März 2017 deutet sich an, dass die VN konkret 

Verantwortung für klimabedingte Friedensrisiken übernimmt. Deutschland priori-

siert auch in der aktuellen Ratsmitgliedschaft das Thema Klima und Sicherheit. Im 

Jahr 2019 fokussierte das Engagement Deutschlands auf eine breitere Wahrnehmung 

des Themas. Dazu dienten die Berliner Konferenz zu Klima und Sicherheit sowie im 

Rahmen der VN die von Deutschland mitbegründete Freundesgruppe „Klima und 

Sicherheit“ und das informelle und interaktive Sitzungsformat der „Arria-Formel“3. 

Der Mechanismus „Klima und Sicherheit“, eine im Oktober 2018 neu gegründete 

Einrichtung im VN-System, stellt einen ersten Ansatz dar, klimabedingte Sicherheits-

Ökologische Friedens-

förderung gewinnt an 

Bedeutung
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risiken umfassend anzugehen. Deutschland sollte die mit dem Mechanismus koope-

rierende Expertengruppe „Klima und Sicherheit“, die Wissen über die lokalen Folgen 

von Klimaveränderungen für den Frieden generiert, weiter fördern. Für die Bundesre-

gierung ist die Freundesgruppe „Klima und Sicherheit“ ein weiterer Ansatzpunkt, um 

die bestehenden Kapazitäten auf VN-Ebene zu stärken. Mit dem Mechanismus „Klima 

und Sicherheit“ lassen sich die Generierung von Wissen zu klimabedingten Risiken 

zusammenführen, Klimarisiken adressieren, Ressourcen bündeln und nicht-militäri-

sche präventive Maßnahmen auf regionaler Ebene unterstützen. Zum Beispiel sind 

gezielte Maßnahmen der Krisenprävention in Nordafrika und der Sahel-Region, wo 

der Klimawandel eine Gefahr für die menschliche Sicherheit darstellt, dringend 

erforderlich. Um längerfristige Erfolge mit dem Umgang von klimabedingten Risiken 

zu gewährleisten, sollte Deutschland finanzielle Mittel für diese VN-Institution, die 

dem Sicherheitsrat zuarbeitet, sicherstellen (→ Dröge 2020).

Diese Versuche der Einbindung eines breiten Spektrums von staatlichen und nicht-

staatlichen Akteuren durch die Bundesregierung sind einerseits lobenswert, bein-

halten andererseits aber die Gefahr, dass der Klimawandel ausschließlich als Sicher-

heitsproblem wahrgenommen wird, welches militärische Antworten erfordere. Die 

Bundesregierung sollte stärker als bisher deutlich machen, dass es nicht ihr Ziel ist, 

durch Betonung der Risiken des Klimawandels Aufrüstung oder militärische Inter-

ventionen zu legitimieren. Vielmehr sollte sie einem breiteren Sicherheitsverständnis 

zum Durchbruch verhelfen, in dem menschliche und ökologische Sicherheit zentral 

sind. Deutschland sollte seinen Einfluss während seiner Mitgliedschaft im Rat dafür 

nutzen, diesen Ansatz nicht abstrakt, sondern anhand konkreter Krisenfälle zu 

thematisieren.

Auf der europäischen Ebene wird die Wahrnehmung des Klimawandels als Risiko für 

Frieden und Sicherheit anerkannt. Ein wichtiger Bezugspunkt hierfür ist die Globale 

Strategie der Europäischen Union von 2016, die auf das Paradigma des „Risikover-

stärkers“ Bezug nimmt. Auch auf EU-Ebene kommt es darauf an, Tendenzen einer 

Verengung auf die Sicherheit im militärischen Sinn entgegenzuwirken und regional 

spezifischer zu agieren. Ein Beispiel für eine regionale Initiative ist das Memorandum 

of Understanding zwischen der Afrikanischen Union und der Europäischen Union von 

2018 über Frieden, Sicherheit und Regierungsführung, welches gezielte Kooperationen 

für den Bereich Klima und Sicherheit vorschlägt. Deutschland sollte die EU-Ratspräsi-

dentschaft in der zweiten Jahreshälfte 2020 dazu nutzen, Klimasicherheitspolitik als 

Politik für Frieden, menschliche und ökologische Sicherheit zu stärken. Dazu muss sie 

besser in den Politikfeldern von Krisenprävention, humanitärer Hilfe und Entwick-

lungszusammenarbeit verankert werden.

In der Vergangenheit sind informelle Formate ein wichtiger Mechanismus der Klima

politik gewesen. 2015 leisteten die G7 durch den Bericht „A climate for peace“ einen 

Ziel kann es nicht 

sein, durch Beto- 

nung der Risiken  

des Klimawandels  

Aufrüstung oder 

militärische  

Interventionen

zu legitimieren
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wichtigen Beitrag zur Wahrnehmung des Klimawandels als Friedensrisiko. Die G20, 

die zeitweise bereits als globales Steuerungsgremium beschrieben wurden, bearbeiten 

den Klimawandel, ohne direkten Bezug auf die internationale Sicherheit, dauerhaft im 

Rahmen der jährlichen Gipfel. Deutschland sollte jede Gelegenheit, auch die der infor-

mellen Diplomatie, nutzen, um die friedenspolitische Bedeutung des Klimawandels in 

den Fokus zu rücken. Regelmäßig stattfindende Gipfel nehmen eine wichtige Stellung 

ein zwischen hochrangigen Konferenzformaten wie der Berlin Climate Security Con-

ference und den Mechanismen internationaler Organisationen. F
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SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die massiv erhöhte Konzentration von klimaschädlichen Gasen in der Atmosphäre hat 

bereits jetzt negative Folgen für Lebensräume und Existenzbedingungen von Menschen, 

Tieren und Pflanzen. Diese Gefahren werden voraussichtlich selbst dann zunehmen, wenn 

es gelingt, die globale Erwärmung langfristig auf 1,5° Celsius zu begrenzen. Es ist daher zu 

befürchten, dass auch die Folgen für Sicherheit und Frieden gravierend sein werden. Weder 

Kriege noch Terrorismus oder andere Sicherheitsgefährdungen stehen jedoch in automa-

tischer Verbindung zu Veränderungen in der Umwelt. Der politische und gesellschaftliche 

Spielraum ist groß, negative Folgen für den Frieden zu verhindern. Diese Spielräume gilt es 

genauer auszuloten und mit Strategien und Maßnahmen in verschiedenen Politikfeldern in 

möglichst abgestimmter Weise zu nutzen.

Kontraproduktiv wäre, auf Konfrontation und Gewaltanwendung zu setzen statt auf Stär-

kung von Zusammenarbeit, Konfliktprävention und -management. Damit werden die Spiel-

räume für einen kooperativen Umgang mit den Folgen des Klimawandels verkleinert und 

die Grundlagen für ein gemeinsames Vorgehen auf nationaler und internationaler Ebene zur 

Verminderung des Klimawandels erschwert.

Die Rede von „Klimakriegen“ ist inhaltlich falsch und aufgrund der möglichen politischen 

Folgewirkungen gefährlich. Wissenschaftlicher Konsens ist, dass die bisherigen Auswirkun-

gen des Klimawandels auf das Kriegsgeschehen in der Welt sehr begrenzt sind. Klimawandel 

ist ein Stressfaktor neben anderen wie Wirtschaftskrisen oder Epidemien. Dies gilt insbe-

sondere in Regionen, in denen bereits jetzt Lebensbedingungen schlecht und institutionelle 

Strukturen fragil sind. Dieser Stress wird voraussichtlich deutlich zunehmen. Anpassungs-

maßnahmen an den graduellen Klimawandel sowie Vorbeugung von Katastrophen sind 

sinnvoll, um die Risiken des Klimawandels zu vermindern. Die Auswirkungen des Klimawan-

dels lassen sich darüber hinaus lokal und regional am besten abmildern, indem allgemein 

die Lebensbedingungen verbessert und Institutionen, die den Menschen dienen, gestärkt 

werden. Das erhöht die menschliche Sicherheit, hilft aber auch, die Eskalation von Konflik-

ten und insbesondere die Anwendung kollektiver Gewalt zu begrenzen. 
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1	� Definiert als „die Entstehung unbeabsichtigter negativer 

Folgen staatlich initiierter Klimamaßnahmen auf in-

ländische nichtstaatliche Akteure, die zu negativen Rück-

kopplungen auf den Staat führen“ (Swatuk et al. 2020: 1).

2	� Ökologische Friedensförderung (environmental peace

building) bezieht sich auf Bemühungen, friedlichere 

Beziehungen durch Umweltzusammenarbeit, Bewirt-

schaftung natürlicher Ressourcen, Anpassung an den 

Klimawandel und Reduzierung des Katastrophenrisikos 

aufzubauen.
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3	� Nach dem 1992 amtierenden venezolanischen Botschaf-

ter bei den Vereinten Nationen „Arria-Formel“ genannt.

Technische Ansätze, den Klimawandel abzumildern, sind auf ihre friedenspolitischen Im-

plikationen hin abzuklopfen. Direkte Eingriffe in das Klimasystem durch Manipulation der 

Sonneneinstrahlung bergen erhebliche Risiken und könnten durch nichtintendierte Neben-

folgen in besonders anfälligen Weltregionen konfliktverschärfend wirken. Doch auch weni-

ger riskante Technologien wie die Abscheidung und Speicherung von Kohlendioxid bergen 

erhebliches Konfliktpotenzial. Deutschland sollte sich mit seinen europäischen Partnern für 

eine stärkere internationale Regulierung dieser Technologien einsetzen.

Massive Klimaveränderungen sind eine globale Bedrohung für menschliche und ökologische 

Sicherheit, die lokal auch den Frieden gefährdet. Deutschland sollte sich für Initiativen einset-

zen, die das Wissen über die lokalen Folgen des Klimawandels vergrößern. Die Bundesregie-

rung sollte den VN-Sicherheitsrat als ein Forum zur Debatte über erweiterte Sicherheitskon-

zepte sowie über konkrete Konflikte mit Bezug zum Klimawandel nutzen. Da sein Potenzial zur 

Prävention begrenzt ist, sollte Deutschland darüber hinaus den Ausbau von Institutionen und 

Instrumenten fördern, in denen spezifische Aspekte des Klimawandels mit Konfliktprävention, 

humanitärer Hilfe und Förderung menschlicher Sicherheit integriert werden.	
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Globale Hotspots der Sicherheitsrisiken des Klimawandels
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Vertriebene Personen durch Umweltkatastrophen

Quelle: Internal Displacement Monitoring Center (IDMC) 2020. 
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